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= Pakistan befindet sich in einer Kkritischen innen und aullenpolitischen Umbruchphase.
Seit 1999 hat das Militirregime unter General Musharraf versucht, einen Konsolidie-
rungskurs einzuschlagen, der jedoch nur begrenzt Erfolg hat.

= Innenpolitisch bemiiht sich seit Dezember 2002 eine Zivilregierung unter Ministerpras-
dent Jamali um wichtige Reformprojekte. Dazu zéihlen die Stabilisierung der Wit-
schafts- und Finanzlage durch eine gezielte Steuer- und Investitionspolitik, der Ausbau
und die Verbesserung des Bildungswesens, die Stirkung der dfentlichen Sicherheit und
Ordnung und die Bekimpfung des religiosen Extremismus.

* Die Regierung stofit jedoch auf ernste Hindernbse. Thre Legitimitit wird angefochten.
Das Militir hat sich nicht vollstindig aus der Politik zuriickgezogen. Musharraf hat sich
bei einer umstrittenen Verfassungsreform Sondervollmachten gesichert. Die (pposition
blockiert die Parlamentsarbeit. Das islamktische Parteienbiindnis der MMA hat deut-
lich an Einfluss gewonnen. Es stellt seit den letzten Wahlen erstmals ein Sechstel der A-
geordneten, eine der vier Provinzregierungen in der Nordwestgremzprovinz und ist an
einer weiteren (Balutschistan) beteiligt. Mit ihrer Absicht, eine Art religiose Polizei zu
schaffen und islamisches Recht durchzusetzen, geht die MMA auf Kollisionskurs.

= Aullenpolitisch hat sich Pakistan nach dem 11. September 2001 der internationalen Anti-
Terrorkoalition angeschlossen. Das bedeutete eine drastische Anderung der bisherigen
Regionalpolitik. Die ,,Uberdehnung der strategischen Grenzen*“ dnes ambitionierten
Muslimnationalismus gegeniiber den Nachbarn Afghanistan, Indien, Iran, und Zentrd-
asien, aber auch China hatte zunehmend Konflikte haaufbeschworen, besonders durch
die Unterstiitzung der afghanischen Taliban. Auch wenn Pakistan erheblich zur Verfd-
gung von ehemaligen AFQa'ida-Kriiften beitrigt, konnte es nach internationaler Auffss-
sung deutlich mehr tun, dem Treiben militanter Gruppen im Lande und an seinen Gren-
zen ein Ende zu bereiten. Das Regime hilt jedoch offenbar an einer teilweisen Zusan-
menarbeit mit dem radikalen islamistischen Untergrund im Hinblick auf den Kaschmi-
konflikt fest.

= Das Nuklearpotential Pakistans und die angespannten Beziehungen zur Nuklearmacht
Indien bilden ein groBles Gefihrdungspotential. Versuche einer Entspannung sind inmer
wieder besonders am Kaschmirkonflikt gescheitert. Pakistan bemiiht sich um enge B-
ziehungen zu den USA, von denen es sich poliische, 6konomische und auch militirische
Unterstiitzung sowie Vermittlung gegeniiber Indien erhofft. Zugleich sieht es sich sta-
kem amerikanischen Druck ausgesetzt, dem es mit dem Ausbau seiner Beziehungen zu
europiischen Michten, darunter Deutschland, zu begegnen sucht.Musharrafs jiingster
Besuch im Juni/Juli 2003 in den USA, Grof3britannien, Deutschland und Frankreich, z.
T. im Gefolge des indischen Premiers Vajpayee, diente auch desem Ziel.




Pakistan unter der Musharraf-Administration

Der pakistanische Priasident und Armeechef, General Musharraf (geb. 1943), hat am 23. No-
vember 2002 seine Ankiindigung wahr gemacht und nach drei Jahren Militdrherrschaft die
Amtsgeschéfte an eine zivile Regierung libergeben. Aus den zum Teil umstrittenen Wahlen
zum Nationalparlament und den Provinzversammlungen vom 1. und 10. Okt ober 2002
ging nach schwierigen Verhandlungen eine Koalitionsregierung hervor, die dem polit i-
schen Kurs des Prisidenten folgt. Zum Ministerprisidenten wurde Zafarullah Khan
Jamali (geb. 1944) gewihlt, der sich auf eine bunt zusammengewiirfelte Koalition stii t-
zen muss, die nur iiber eine Stimme Mehrheit verfiigt. Stirkste Kraft in der Regierung
ist die Pakistanische Muslimliga ,, Qa'id-e Azam“' (PML-QA), eine regimetreue Abspal-
tung der bisher regierenden Muslimliga, die deshalb vom politischen Gegner auch als
,»Konigspartei“ gebrandmarkt wurde. Die Nationale Allianz (National Alliance — NA) des
ehemaligen Prasidenten Faruq Leghari ist Teil der Regierungskoalition. Die oppositionelle
Pakistanische Volkspartei (Pakistan People’s Party — PPP), die weiterhin von Benazir Bhutto
(geb. 1953) geleitet wird, konnte zwar die meisten Stimmen auf sich vereinigen, erhielt unter
dem Mehrheitswahlsystem allerdings deutlich weniger Sitze. Drittstérkste Kraft wurde ein
Wabhlbiindnis religioser islamischer Parteien, die MMA (Muttahida Majlis-e 'Amal — Gemein-
sames Aktionsbiindnis). Sie gewannen etwa ein Sechstel der Mandate in der Nationalver-
sammlung und die Mehrheit im Provinzparlament der Nordwestgrenzprovinz. Die vom 1999
gestiirzten Ministerprisidenten Nawaz Sharif (geb. 1949) geleitete Fraktion der PML landete
deutlich geschwécht auf dem vierten Platz. Sie liegt damit etwa gleichauf mit der Muttahida
Qaumi Mahaz (Vereinigte Volksfront — MQM). Diese ist eine ethnisch-regionale Partei, die
vor allem in den stiddtischen Gebieten der Provinz Sindh die Interessen der ehemaligen Um-
siedler aus Indien vertritt.

Tabelle 1 Mandate im pakistanischen Parlament nach den Wahlen im Oktober 2002

Parteien Nationalversamm- | Senat
lung (von 342) (von 100)

Pakistan Muslim League (Qaid-e Azam) — PML (QA) |[103 31

Pakistan People’s Party (Parliamentarians) — PPP (P) |80 11

Muttahida Majlis-e ‘Amal — MMA 59 18

National Alliance — NA 26 3

Muslim League (Nawaz) — PML (N) 18 4

Muttahida Qaumi Mahaz — MQM 17 6

PML-Fraktionen (F, J, Z) 8 1

PPP (Sherpao) 2 2

MQM (H) 1

Pakistan Awami Tahrik — PAT 1

Pakistan Tahrik-e Islam — PTI 1

Jamhoori Watan Party — JWP 1 1

Pak-Shia Political Party 1

Baluchistan National Party (BNP) und Fraktionen 1 2

Baluchistan National Movement — BNM 1

Awami National Party — ANP 2

Pakhtun Khwa Milli Awami Party — PKMAP 2

' Qa'id-e Azam (Urdu) — GroBer Fiihrer: Beiname des pakistanischen Staatsgriinders Muhammad Ali Jinnah

(1876-1948).



Unabhéngige (Independent) 23 4

Gesamt 342 88

Quelle: Zusammengestellt nach den Webseiten zu den Wahlen von News und Jang, Karatschi, auf
http://jang.com.pk/election2002/, und der Election Commission of Pakistan: Senate Elections 2003 - Winner's
List, online auf: http://www.ecp.gov.pk/senate_winners.htm. Abweichungen moglich aufgrund wechselnder
Zuordnung parteiloser bzw. auf reservierte Sitze der Frauen, religiosen Minderheiten und Technokraten gew&h-
ter Abgeordneter. Im Senat sind noch nicht alle Sitze besetzt.

Das Militir hat sich jedoch nicht vollstindig aus der Politik zuriickgezogen. Prisident
Musharraf bleibt vorliaufig Armeechef und hat sich durch umstrittene Verfassungsi n-
derungen per Dekret die Richtlinienkompetenz in Schliisselfragen gesichert. Bish er ist
auch die erhoffte Stabilisierung der innenpolitischen Lage ausgeblieben. Die Opposit i-
onsparteien blockieren die Arbeit des Parlaments und fordern, die Verfassungsind e-
rungen zuriickzunehmen oder neu zu verhandeln. Sie verlangen von Musharraf, sein
Prasidentenamt durch das Parlament legitimieren zu lassen. Er soll die Doppelfunktion
als Prisident und Armeechef aufgeben, was bei ihm auf b esonderen Widerstand stof3t.

Auch die islamistische Provinzregierung der MMA im Nordwesten fordert den Priasidenten
heraus. Sie erlieB ein Gesetz iiber die Einfiihrung islamischen Rechts mit eher nomineller
Wirkung und verfiigte einige populistische Mafinahmen gegen ,,unislamisches Verhalten®.
Dazu gehort auch die Griindung einer speziellen Behorde, die islamkonformes Verhalten kon-
trollieren soll, eine Art religidse Polizei. Dariiber hinaus koordiniert die MMA im Parlament
den Widerstand gegen den Présidenten und seine Regierung. Dabei macht sie keinen Hehl aus
ihrer Ablehnung der Mitarbeit Pakistans in der internationalen Antiterror-Koalition, und be-
sonders der Kooperation mit den USA. Diese Haltung hat nur begrenzte praktische Auswir-
kungen, weil der Handlungsspielraum der Provinzregierung eingeschrinkt ist und die umstrit-
tenen MaBnahmen bereits zur Uberpriifung vor den Gerichten gelandet sind.

Der Anlass fiir den Militarputsch 1999 waren zunichst machtpolitische Auseinandersetzungen
mit dem damaligen Ministerprdsidenten Nawaz Sharif gewesen. Dieser hatte versucht, Ar-
meechef Musharraf durch einen ihm gefiigigeren Militér zu ersetzen, um so nach der Justiz
und dem Présidentenamt auch die Armeefithrung zu kontrollieren. Differenzen tiber die Fol-
gen der Intervention des pakistanischen Militirs im Mai-Juli 1999 im indisch kontrollierten
Kargil-Distrikt von Kaschmir hatten das Verhéltnis der Armee zum Ministerpréasidenten stark
belastet. Die Armee musste sich unter schweren Verlusten, starkem internationalen Druck,
vor allem seitens der USA, und heftiger militdrischer Gegenwehr Indiens zuriickziehen. Dafiir
wollte Nawaz Sharif der Armeefiihrung die alleinige Verantwortung zuschieben.

Bald nach seiner Machtiibernahme kam Musharraf zu der Uberzeugung, dass Pakistan drin-
gend strukturelle Reformen in Wirtschaft und Politik brauchte, um zu iiberleben. Als Vertreter
der Militarfithrung erkannte Musharraf, dass die desolate innere Lage des Landes zu einem
wachsenden duBeren Sicherheitsrisiko wurde. Pakistan schien zunehmend schlechter fiir die
Konkurrenz mit Indien geriistet zu sein, die in hohem Maf3e das innen- und auBlenpolitische
Selbstverstindnis der pakistanischen Fiihrungseliten bestimmt.

Wirtschaftsreformen und Ergebnisse

Auf 6konomischem Gebiet wurde ein Plan zur Belebung der Wirtschaft (Economic Revival
Plan) angenommen. Er enthélt eine Reihe iiberfilliger Verdnderungen, deren Durchsetzung
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jedoch schwierig ist. Diese Forderungen gehen z. T. auf langjdhrige Empfehlungen der Welt-

bank zuriick. Es ist u.a. vorgesehen,

- das Steueraufkommen durch die Einfiihrung einer Umsatzsteuer im Einzelhandel zu

vergroflern,

- erstmals eine Besteuerung der Agrareinkommen durchzusetzen,
- die Steuerbehdrde zu reformieren und Steuerschétzungen einzufiihren,

- die Entwicklungsausgaben fiir die Armutsbekdmpfung zu erhéhen,

- ein Mikrokreditsystem zu etablieren,

- Forderprogramme fiir ausgewahlte Wirtschaftszweige (Landwirtschaft, Gas und Erddl,
Informationstechnologie) aufzulegen,

- die Privatisierungsprogramme zu reaktivieren,

- die Exportpalette iiber Textilien hinaus zu erweitern,

- die Energieerzeugung zu kommerzialisieren und den Streit mit den Erzeugern um die

Energiepreise zu 16sen,

- den Bankensektor zu reformieren, u.a. durch die Erh6hung der Unabhangigkeit der
Staatsbank, um effektiver Schulden einzutreiben und unwirtschaftliche Kredite zu

verhindern.

Wihrend sich die pakistanische Wirtschaftslage 1999 noch als duB3erst labil darstellte, weist
die Regierung inzwischen auf einige Erfolge hin. Musharraf hob besonders die sprunghafte
Erhohung der Wihrungsreserven hervor. Die Uberschuldung konnte eingedimmt we r-
den. Die Inflationsrate wurde gesenkt, die Entwicklungsausgaben und Investitionen

stiegen deutlich an. (Vgl. Tab. 2)

Tabelle 2 Ergebnisse der Konsolidierungnach Angaben der Regierung

Bedingungen zur Machtiiber-

Nach Konsolidierung

nahme (1999) (2002)
Ausl. Wahrungsreserven (Mrd. US-$) |1 10,6 (2003)
Auslandsschulden 38 Mrd. US-$ 36 Mrd. US-$
Zuwachs Bruttoinlandsprodukt (%) 4,2 5,1 (2003)
Steuereinnahmen (jéhrlich — Mrd. PRs) |250-300 (1993-1999) 450
Uberweisungen von Auslandspakista- 1(1999) 2,1
nern (Mrd. US-$)
Entwicklungsausgaben (jdhrlich — Mrd. | 100 (1990-1999) 134
PRs)
Anteil der Schuldentilgung am Haushalt | 63 48
(%)
Export (jahrlich — Mrd. US-$) 7-8 (1991-1999) 9
Inflationsrate (jahrlich — %) ca. 10 (1990-1999) 3,3
Borsenwert Karatschi (KSE in Punkte) | 1150 2300
Direktinvestitionen (Mio. US-$) 376 485
Budget des Ministeriums fiir Wissen- 0,14 6,74

schaft und Technologie (Mrd. PRs.)

Quelle: Pervez Musharraf: President’s Address to the Nation, 20.11.2002, online auf
http://serverl.pak.gov.pk/President Addresses/President Address 20Nov.htm; Government of Pakistan: Eco-

nomic Survey 2002-2003, auf http://209.71.203.116/survey/home.htm. Das Finanzjahr endet am 30.6. des

Jahres. Der Umtauschkurs steht bei etwa 65 pakistanischen Rupien (PRs) fiir einen Euro.

Kritiker befiirchten jedoch, dass die positiven Ergebnisse nicht von Dauer sein werden.
Sie fiithren das gegenwirtige Wachstum in hohem Mafle auf den zusiitzlichen Tr ansfer
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von Leistungen aus dem internationalen Kreditsystem und aus den USA zuriick. Mu s-
harraf bekam Zusagen iiber Militir - und Wirtschaftshilfe im Umfang von 1,1 Mrd. US -
Dollar sowie einen bilateralen Schuldenerlass von einer weiteren Milliarde Dollar. * Der
jiingste USA-Besuch brachte Musharraf noch mal Zusagen iiber drei Mrd. US -Dollar
Militir- und Wirtschaftshilfe fiir fiinf Jahre.’ Diese sind als Gegenleistung fiir die Mit-
wirkung Pakistans in der Antiterror-Koalition initiiert worden. Pakistanische Wir t-
schaftspolitiker hoffen im Gefolge auf ein verbessertes Investitionsklima im Lande und
auf mehr Kapitalzufluss aus dem Ausland. Sie ko nzedieren jedoch, dass Probleme wie
die mangelnden Erfolge in der Armutsbekimpfung, das hohe Beviolkerungswachstum
und die hohen Verluste der grof3en éffentlichen Betriebe (Luftfahrt, Strom, Gas, Wa s-
ser, Eisenbahn) das Wachstum weiter unsicher machen. Offensichtlich geht die Umse t-
zung der institutionellen Reformen nur sehr langsam vor sich und die schwierige S i-
cherheitslage schreckt auslindische Investoren weiterhin ab.

Politische Reformen oder Manipulationen?

General Musharraf sah sich auch veranlasst, eine Reihe politischer Reformen auf die Tages-
ordnung zu setzen. Natiirlich schob er die Hauptschuld fiir die aktuellen Probleme Pakistans
auf die Fiithrungsmannschaften der beiden gro3en Parteien, der PML-Nawaz und der PPP von
Benazir Bhutto. Diese hitten wéihrend ihrer wechselnden Regierungsperioden in den neunzi-
ger Jahren durch ihre Klientelpolitik vorrangig in die eigene Tasche gewirtschaftet und dabei
das Gemeinwohl vernachlissigt. Im Gefolge sah er es als eine Hauptaufgabe an, die Voll-
machten im politischen System iiber Verfassungsinderu ngen neu zu verteilen, um vor
allem die Macht des siegreichen Parteifithrers und Ministerprisidenten zu beschrinken
und dafiir die des Prisidenten und der Militirfiihrung zu erhéhen . Gleichzeitig sollte
eine neue politische Fithrungsschicht etabliert werden, die von der ortlichen Ebene her aufge-
baut wird, um den Zugriff der groBen Grundbesitzerfamilien auf die Politik einzuschrianken.

Das Biiro zur Rechenschaftslegung (National Accountability Bureau — NAB,
http://www.nab.gov.pk) diente Musharraf dazu, Politiker zu ermitteln, die gegen rechtliche
Bestimmungen und ethische Standards verstof3en hitten. Besonders die Vergabe und Nicht-
riickzahlung von Krediten zu Vorzugsbedingungen wurden Gegenstand von Ermittlungen.
Die Verfahren fiihrten zu hohen Geldstrafen oder zum Ausschluss aus der Politik. Ein Biiro
zum nationalen Wiederaufbau (National Reconstruction Bureau — NRB,
http://www.nrb.gov.pk) entwarf Pldne fiir Verfassungsinderungen und andere politischen
Reformen, so die Starkung der ortlichen Selbstverwaltung (vgl. Tab. 3).

Auch wenn die Vorwiirfe von Musharraf einer gewissen Grundlage nicht entbehrten, wurde
sein Vorgehen doch vielfach als parteiisch angesehen. Es diente zum grof3en Teil dazu, Geg-
ner des Militdrregimes auszuschalten und seine eigene Stellung in der pakistanischen Politik
zu festigen. Das NAB ging bei Vorwiirfen gegen Verfehlungen von Politikern z. T. recht
willkiirlich vor, lieB sich auch Anklagen gegen Zusagen zur Zusammenarbeit mit dem Regime

Reyko Huang: South Asia and the United States: Assessing new policies and old problems, Washington 24.
Mai 2002, auf der Webseite des Center for Defense Information Washington unter
http://www.cdi.org/terrorism/southasia.cfim.

> David A. Sanger: Bush Offers Pakistan Aid, but No F-16's. in New York Times, 25. Juni 2003, auf
WWww.nytimes.com.
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abhandeln. Das NRB unterbreitete zahlreiche Vorschldge, die darauf hinausliefen, Musharrafs
personliche Rolle im politischen Prozess zu stirken.

Am Beginn der politischen Reformen stand eine Stirkung der ortlichen Selbstverwa I-
tung. Im Dezember 2000 und Mai 2001 wurden in den 89 Distrikten Vertretungen g e-
wihlt. An den Wahlen durften sich jedoch keine Parteien beteiligen, sondern nur Ein-
zelpersonen. Die Vorsteher der neuen Distriktverwaltungen, ( Nazim) sollen fiir die Ver-
waltung und Entwicklungsausgaben im Distrikt zustindig sein. Dieses System wurde
schon heftig kritisiert. Ein Grund ist, dass die Nazims als politische Reserve des Priasidenten
gelten, dem sie ihr Amt verdanken. Ein weiterer besteht in der Konkurrenz zu den Provinz-
und Stadtverwaltungen, denen sie z. T. die Ressourcen und Einflussmoéglichkeiten streitig
machen.



Tabelle 3 Reformen der Musharraf-Administration seit 1999

Bereich

Initiative

Politisches System,
Wahlen, Verfas-
sung

O 0O OO OO O OO0 O0OO0

Proclamation of the fourteenth day of October, 1999

Provisional Constitution Order 1999

Provisional Constitution (Amendment) Or der 1999

National Accountability Bureau Ordinance 1999

Local Government Election Ordinances 2000 (in Provinzen)
Loca Government Ordinances 2001 (in Provinzen)

Local Government (Amendment) Ordinances 2002 ( in Provinzen)
Islamabad Capital Territory Local Go vt elections 2002 Ordinance
Political Parties Order 2002

Conduct of General Elections Order 2002

Code of Conduct for Political Parties and Contesting Candidates for the
Forthcoming General Elections, 2002

Senate (Election) (Amendment) Ordinance, 2002

Legal Framework Order 2002

Wirtschafts-, Steu-
er- und Finanzpoli-
tik

Economic Revival Plan 1999

State Bank of Pakistan Banking Services Corporation Ordinance 2001
Financial Institutions (Recovery of Finances) Ordinance 2001
Income Tax Ordinance 2001

Federal Tax Ombudsman Ordinance 2000

Micro-Finance Bank Ordinance 2000

Finance Ordinance 2000 (2001, 2002, 2003)

Patents Ordinance 2000

Copyright (Amendment) Ordinance 2000

Registered Designs Ordinance 2000

Layout-Designs of Integrated Circuits Ordinance 2000

Trade Marks Ordinance 2001

Hochschulpolitik

O 0|0 00O O OO O0OO0OOoOO0OO0o0OOoO|0O0

o

Model University Ordinance 2002

Errichtung von 7 neuen 6ffentlichen Universitéten durch Veror dnungen
(ordinance): Virtual University of Pakistan, Lahore; University of Health
Sciences, Lahore; Institute of Management S ciences, Peshawar; Air
(Force) University Islamabad; Federal Urdu University of Arts, Sciences
and Technology, Islamabad; National Textile University, Faisalabad;
University of Sargodha, Punjab

Higher Education Commission Ordinance 2002

Aga Khan University Examination Board Ordinance 2002

Religidses Schul-
wesen (Madrasa)

o

Deeni Madaris (Voluntary Registration and Regulation) Ordinance 2002
(Entwurf)

Offentliche Sicher-
heit, illegale Waf-
fen

O O O O O

Anti-Terrorism (Amendment) Ordinance 2001

Foreigners (Amendment) Ordinance 2001

Anti-Weaponisation Ordinance 2001

Einsetzen einer Arbeitsgruppe zur Kontrolle illegaler Finanzstrome
Verbot verschiedener bewaffneter Milizen August 2001, Januar 2002

Am 30. April 2002 lieB sich Musharraf durch ein umstrittenes Referendum als Président bes-
titigen, nachdem er das Amt am 20. Juni 2001 vom bisherigen Inhaber per Dekret ibernom-
men hatte. Anschlieend verfiigte Musharraf umfangreiche Verfassungsinderungen in ei-
ner Mantelverordnung (Legal Framework Order 2002). Thm fielen jetzt neue Vollmachten
gegeniiber dem Ministerpriasidenten zu. Er konnte wieder die Regierung entlassen (Artikel 58
- 2).4 Der Nationale Sicherheitsrat, in dem die Chefs der Teilstreitkrifte, der Prasident, der

4

Zum Text der Legal Framework Order, siehe Dawn. 22. August 2002.
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Ministerpriasident und der Oppositionsfiihrer vertreten sind, wurde aufgewertet. Er konnte
ohne Zustimmung des Ministerprisidenten die Chefs der Teilstreitkrifte ernennen. Die politi-
schen Parteien wurden zu internen Wahlen verpflichtet. Das Wahlalter wurde auf 18
Jahre gesenkt. Die Trennung der Wahlkreise nach Reli gionen wurde aufgehoben. Die
Reservierung von Sitzen fiir Frauen und religiose Minderheiten, darunter auch die A h-
madis, wurde beibehalten. Diese Sitze werden nun nach dem Verhaltniswahlrecht ve r-
geben. Abgeordnete mussten iiber einen Hoch- oder Fachschulabschluss verfiigen, wobei
die religiosen Schulabschliisse als gleichwertig behandelt wurden. Personen, die wegen
krimineller oder ,,moralischer* Verfehlungen verurteilt wurden, oder 6ffentliche Kred i-
te nicht zuriickgezahlt hatten, wurden ausgeschlossen. Zahlreiche Bestimmungen und Ge-
setzesdnderungen richteten sich zudem speziell gegen Benazir Bhutto und Nawaz Sharif. Da-
fiir wurde auch die neu erlassene Political Parties Order 2002 genutzt. Beiden Politikern dro-
hen bis heute z. T. politisch motivierte Gerichtsverfahren und Korruptionsvorwiirfe, weshalb
sie auch im Exil blieben.

Weitere Reformbemiihungen richteten sich auf den Bildungssektor. Darauf legten besonders
die USA und andere internationale Geldgeber Wert. Dabei ging es sowohl um eine Reform
der weltlichen als auch der religiosen Bildung. Nach neuesten Einschitzungen werden in
mehr als zehntausend Religionsseminaren (Madrasa), deren Abschliisse in Pakistan dem
Mittel- bis Hochschulniveau gleichgestellt werden, ca. 1,5 Millionen Studenten ausgebi 1-
det. Sie sind zu einer einflussreichen Form der religiosen Massenbildung geworden, b e-
sonders auch, weil sie in grofierer Zahl den Unterschichten Zugang zu formaler Bildung
ermoglichen. Alle islamischen Stromungen unterhalten ihre eigenen Madrasa-
Netzwerke. Nicht zuletzt durch das Angebot kostenloser Ausbildung und Unterbringung
iiben Madrasa unvermindert hohe Anziehungskraft aus. Die meisten verzichten jedoch
auf moderne Unterrichtsficher und halten an einem traditionellen theologischen Kanon
aus dem 17. Jahrhundert (dars-e nizami) fest. Dadurch wird eine zum Teil sehr wel t-
fremde und realititsferne Grundhaltung erzeugt. Allgemeinwi ssen wird nur in geringem
Malfle vermittelt. Viele Absolventen finden wiederum nur in islamischen Institutionen
Anstellung oder griinden eigene. Die Madrasa erlebten einen deutlichen Zustrom an Finan-
zen und Studenten wihrend des Afghanistankrieges. Mit amerikanischem Geld wurden zahl-
reiche neue Schulen gegriindet. Sie rekrutierten Kampfer fiir Afghanistan und organisierten
einen Teil des militdrischen Widerstandes gegen die sowjetische Intervention. Studenten v. a.
der puristischen Stromung der Deobandis haben sich auch danach aktiv in militanten Gruppen
engagiert, darunter zur Unterstlitzung der Taliban in Afghanistan.

Daher sehen gerade die USA und ander e westliche Staaten in der Reform des Madrasa-
Sektors einen Schliissel zu einer Stabilisierung Pakistans. Eine entsprechende Regierungs-
verordnung (vgl. Tab. 3) sollte das System der Registrierung verbessern, um so Kontrolle
iiber neu entstehende Einrichtungen und ihre Finanzierung zu erhalten. Sie sollen mit Hilfe
von Regierungsgeldern ermuntert werden, Computer einzufiihren und eine weltliche Ausbil-
dung anzubieten, vor allem in vier Grundfiachern: Naturwissenschaften (general science),
Mathematik, Pakistan Studies (eine Kombination aus Geschichte und Landeskunde) und Eng-
lisch. Die Einschreibung auslidndischer Studenten und die Einstellung ausldndischer Lehrer
wire durch das Innenministerium vorab zu genehmigen (no-objection certificate). Auslandi-
sche Spenden sollen kontrolliert werden, ohne dass jedoch die Modalititen dafiir festgelegt
wurden. Aufgrund der unverminderten Einspriiche der Religionsgelehrten wurde die Verord-
nung vor den Wahlen jedoch nicht mehr in Kraft gesetzt. Die MMA mobilisierte ihre Anhan-
ger dagegen. Sie versprach, “dem Sékularismus den Weg zu verlegen und zu verhindern, dass
das Land in eine Kolonie Amerikas verwandelt wird.*“ Die Reform der Madrasa wurde von
den Islamisten als Versuch gewertet, im Auftrag der USA Pakistan seinen islamischen



Charakter zu nehmen. Die Chancen einer Reform des Madrasa-Systems werden auch
aus formalen Griinden als gering eingestuft. Die private Finanzierung der Schulen
durch Spenden macht sie weitgehend unabhiingig. Eine Ausweitung der Registrierung
wird vermutlich die Verwaltung iiberfordern.

Doch auch die weltliche Bildung bedarf dringend der Erneuerung. Es wurden mehrere Gre-
mien gebildet, die Konzepte entwickeln sollten. Bisher gibt es immer noch eine drastische
Unterversorgung auf dem Lande, wo staatliche Schulen oft nur auf dem Papier existieren.
Parallel dazu entwickelt sich ein breites Angebot von privaten Einrichtungen, die neben all-
gemeinen Bildungskriterien auch religidse Interessen beriicksichtigen.

Unter Musharraf wurden Initiativen gestartet, um die Hochschulen zu reformieren und ihre
Selbstindigkeit zu stirken. Dagegen formierte sich jedoch z. T. erheblicher Widerstand von
Lehrern und Angestellten, die eine Einschrankung ihrer Mitsprache fiirchteten.

Ein weiteres wichtiges Reformfeld war die innere Sicherheit. Im Gefolge des ersten Afgha-
nistankrieges nach 1979 wurde das Land mit modernen Waffen fiir die Freischérler iiber-
schwemmt. Viele dieser Waffen machen seither Pakistan unsicher und haben zum Entstehen
einer ,,Kalaschnikow-Kultur* beigetragen. Der Krieg hat auch dem Drogenhandel massi-
ven Aufschwung gegeben. Verbunden mit der Proliferation militanter Gruppen ist da r-
aus eine explosive Mischung entstanden, aus der vor allem in den Grenzregionen zu A f-
ghanistan, der Nordwestgrenzprovinz und Balutschistan, mafiaihnli che Strukturen ent-
standen sind, die auch vereinzelt mit korru pten Elementen der Grenztruppen und des
Geheimdienstes kooperieren. Musharraf hat verstirkt Malnahmen ergriffen, um illegale
Waffen einzusammeln und das 6ffentliche Tragen von Waffen einzuschrianken, bzw. zu un-
terbinden, darunter auch in Hochschulen und Religionsseminaren. Unter dem Druck der USA
ist Musharraf auch gegen ausgewdihlte militante Gruppen vorgegangen, hat sie verboten und
ihre Guthaben konfisziert.

Pakistans Vorgehen richtete sich dabei vorrangig gegen extremistische Gruppen, die in
die biirgerkriegsiahnlichen Sektenauseinandersetzungen zw ischen Sunniten und Schiiten
sowie die Anschlige gegen die Minderheiten der Ahmadis und Christen verw ickelt sind.
Er versucht jedoch, jene Gruppen bzw. Teile der militanten Szene von der Verfolgung
auszunehmen, die in Kaschmir involviert sind. Nach pakistanischer Lesart sind die An-
schldge dort Teil eines Kampfes um Selbstbestimmung und damit zumindest gegen militéri-
sche Objekte legitim. Der islamistische Widerstand in Kaschmir wird von Gremien wie
dem ,,Pakistan Afghanistan Jihad Council* koordiniert, in dem 35 religiose und Dschi-
had-Organisationen vertreten sind. An den Sitzungen dieses Gremiums nahmen bis vor
kurzem noch Vertreter des pakistanischen mili tirischen Geheimdienstes ISI teil. Inzw i-
schen wird zunehmend Kritik geiibt, dass radikale Islamisten sich trotz der Verbote
umgruppieren und neu formieren konnen. Die wegen ihrer Terroraktionen in Pakistan,
Afghanistan und Kaschmir beriichtigte Gruppe Lashkar-i Taiba (LT — Heilige Armee) setzt
unter ihrem alten Anfiihrer Hafiz Muhammad Saeed und anderem Namen (Jama ‘at al-Da 'wat
— Partei der Missionierung) mehr oder weniger ungehindert ihre Aktivitdten auf ihrem ange-
stammten Geldnde bei Lahore (Muridke) und in Ausbildungslagern fiir Kaschmir-Kdmpfer
fort. Die fiir Uberfille auf Schiiten bekannte und verbotene sunnitische Extremistengruppe
Sipah-e Sahaba-e Pakistan (SSP — Armee der Gefihrten des Propheten in Pakistan) konnte
Ende Dezember 2002 6ffentlich ihre Jahresversammlung durchfiihren. Ihr Anfiihrer Azam
Tariq war als unabhingiger Kandidat bei den Parlamentswahlen erfolgreich. Die Zahl isla-
mistischer Gewaltakte hat bisher kaum abgenommen. Das betrifft die wechselseitigen Atten-
tate sunnitischer und schiitischer Extremisten. Dazu gehéren auch Uberfille auf westliche



Ziele wie eine Gruppe franzosischer Ingenieure oder deutsche Touristen im Mai und Juli
2002, sowie auf Objekte, die mit dem Westen identifiziert werden, wie christliche Wohl-
fahrtseinrichtungen und Kirchen, im gleichen Jahr.

Insgesamt sind jedoch die militanten Aktivititen nicht fiir den islamischen Sektor als
ganzes reprisentativ. Zum einen ist zu beriicksichtigen, dass etwa die Hélfte der organisier-
ten islamischen Institutionen auf die Stromung der Barelwis entféllt — benannt nach der nord-
indischen Stadt Bareilly, deren Anhédnger liberwiegend eher traditionelle Formen der am Su-
fismus orientierten Volksfrommigkeit, der Schrein- und Heiligenverehrung ausiiben, die nur
selten radikale Ziige annimmt. Zum anderen sind auch die puristischen Deobandlis, so be-
nannt, nach dem Religionsseminar in der nordindischen Stadt Deoband, hauptsichlich an der
Vermittlung und Einhaltung der religiosen Vorschriften interessiert.

Als Besonderheit der islamischen Entwicklung in Siidasien ist der Zusammenschluss von
Religionsgelehrten in 6ffentlichen Vereinigungen anzusehen, die sich gleichzeitig als p o-
litische Parteien betitigen. Die Jam iyyat-ul- "Ulama'-e Islam (JUI — Vereinigung der islami-
schen Religionsgelehrten) stellt die grofite Gruppe dar. Sie vertritt die Deobandi-Stromung
und représentiert eher traditionelle Unterschichten mit dorflichem Einschlag. Als Gegenstiick
dazu haben sich die Barelwis in der Jam iyyat-ul- Ulama'-e Pakistan (JUP — Vereinigung der
Religionsgelehrten Pakistans) organisiert. Die kleinere Jama'at-e Islami (J1 — Islamische Par-
tei) ist eine eher moderne Partei mit starken politischen Ambitionen, die vor allem stddtische
Wihlergruppen anspricht. Sie bildet auch die treibende Kraft des islamistischen Parteien-
blindnisses MMA. Thr schwebt die Errichtung eines islamistischen Staatswesens vor, aller-
dings auf dem Wege der Demokratie. Die puristischen AAl-i Hadith (AH — Volk der Traditi-
on) bilden eine relativ kleine aber sehr aktive Sektenstromung, die die islamischen Rechts-
schulen des Mittelalters ablehnt. Sie unterhalten enge Verbindungen zu Saudi-Arabien. Auch
bei ithnen bilden Militante nur eine Randgruppe. Die schiitische Minderheit wird von der Tah-
rik-e Ja'ffriya-e Pakistan (TJP — Pakistanische Bewegung der Anhédnger des schiitischen I-
mams Ja'ffar) vertreten. Auch wenn die MMA den Einfluss der religiosen Parteien auf die
pakistanische Politik bei den letzten Wahlen deutlich erhéhen konnte, tibersteigt ihr Einfluss-
potential wohl kaum etwa 15 Prozent der aktiven Wihler. Das hat sich auch bestitigt, als Ge-
neral Musharraf nach dem 11. September 2001 gegen ihren Willen die Mitwirkung Pakistans
an der Antiterror-Koalition und am Sturz der Taliban in Afghanistan durchsetzte.

Die Moglichkeiten des politischen Islamismus in Pakis tan werden unterschiedlich beur-
teilt. Einige Analysten verweisen auf den massiven Ausbau des islamischen Sektors und
die institutionalisierte Militanz, die sich iiber den weit verbreiteten Antiamerikanismus
auf zumindest weitgehende Duldung bei der Bevolker ung stiitzt. Zudem planen die Isla-
misten, vor allem aus den Reihen der JI, zu einer gesamtnationalen politischen Kraft im Lan-
de aufzusteigen, mit dem Ziel, legal die Regierung zu iibernehmen. Dabei vergleichen sie sich
mit der Hindu-Partei der BJP in Indien, mit der sie neben dem religiosen Grundton auch die
starke nationalistische Orientierung teilen. Andere Beobachter beurteilen die Moglichke i-
ten der Islamisten, kurzfristig die Macht zu iibernehmen, skeptisch. Pakistans polit i-
sches System ist weiterhin stark durch die eher sikulare angelsichsische Kolonialtrad i-
tion geprigt. Die Islamisten sind relativ fest in die Politik eingebunden. Selbst unter dem
Militirregime waren Grundfreiheiten wie Presse-, Rede- und Versammlungsfreiheit
weitgehend garantiert. Die Wihlerschaft entscheidet iiberwiegend auch nach sozialen
und okonomischen Kriterien. So werden die Isl amisten letztlich daran gemessen werden,
was sie fiir die Wihler tun konnen, fiir die Bewilt igung der dringenden sozialen und
okonomischen Probleme, wo ihr Angebot bisher sehr gering ausfillt.

10



Innenpolitische Labilitit und enge Eliteninteressen

Die grof3en Parteien wie die verschiedenen Fraktionen der PML oder die PPP unterscheiden
sich in ihrer Funktionsweise nur geringfiigig. Sie stiitzen sich hauptséchlich auf enge sozia-
le und okonomische Klientelinteressen. Ihr Zusammenhalt beruht zumeist auf personl i-
cher Loyalitit gegeniiber den Fithrungspolitikern. Die innerparteiliche Willensbildung
ist kaum transparent und wenig demokratisch. Gremien werden zumeist ernannt, Pro-
gramme spielen eine untergeordnete Rolle. Dennoch wird die Pakistanische Volkspartei als
Anti-Establishment-Partei angesehen, sowohl von vielen Wahlern, als auch von der Militireli-
te. Sie hat besonders wéhrend der islamistisch orientierten Militirdiktatur von Zia-ul-Haq
(1977-1988) den Widerstand organisiert und verfiigt auch heute noch in den Stidten {iber ra-
dikale Anhdnger. Deshalb versucht das Militdr auch immer wieder, sie von der Machtaus-
iibung fernzuhalten. In den verschiedenen Fliigeln der Muslimliga dominieren die traditionel-
len pakistanischen Eliten, darunter besonders die Interessen des ldndlichen Grundbesitzes.
Auch regionale und ethnische Gegensitze beeinflussen bisweilen stark die pakistanische Poli-
tik. Vereinzelt dienen sie militanten Gruppen, besonders in Sindh und Balutschistan, als Mo-
tivation fiir Anschlige. In jiingster Zeit traf das vor allem auf Gas- und Erdoélleitungen zu, die
durch Stammesgebiete in Balutschistan verlaufen. Ungebrochen dominiert der Pandschab als
grofite Provinz die innenpolitische Konstellation. Vertreter der kleineren Provinzen Sindh,
Nordwestgrenzprovinz und Balutschistan fiihren immer wieder Auseinandersetzungen um
Ressourcen und politische Macht mit der Pandschabi-Elite sowie mit dem Bundesstaat. Ge-
genwirtig erhitzt das Kalabagh- Staudammprojekt am Indus-Fluss die Gemiiter. Sowohl in
Sindh als auch in der Nordwestgrenzprovinz werden Nachteile flir die Landwirtschaft be-
fiirchtet.

Die Grundrichtungen der pakistanischen Politik werden bisher unverindert von grofien
einflussreichen Familienklans bestimmt. Sie sind in der Regel fest im léindlichen Grun d-
besitz verankert und kontrollieren auf ortlicher Ebene klar umrissene Territorien. Auf
Bundesebene fallen die meisten Entscheidungen in einem relativ engen Kreis fithrender
Militirs und langjihriger Staatsbeamter, wobei sie sich wechselseitig mit verschiedenen
Familienklans verbiinden. Das Militir iibt traditionell einen iiberproportionalen Ei n-
fluss auf die Politik aus, gilt als Schule, Riickgrat der Nation und zugleich als grofite und
bestorganisierte Partei. Die wiederholten Perioden der Militirher rschaft haben dazu
gefiihrt, dass Militirs zunehmend in zivile Bereiche eindringen, selbst Land erwerben,
dem Militir gehorende Unternehmen betreiben und Verwaltungsposten einnehmen.
Dadurch entwickeln sie ein steigendes Interesse, an der zivilen Macht zu partiz ipieren.
Zwischen den Militiirs und religiosen Gruppen besteht zugleich ein Zweckbiindnis zur
erweiterten Interpretation der strategischen und ideologischen Anspriiche Pakistans.
Dieser als ,,Pakistan-Ideologie* bezeichnete offensive Muslimnation alismus geht davon
aus, dass Pakistan die Heimstatt aller Muslime in Siidasien ist. Damit bea nsprucht es de
facto ein Mitspracherecht iiber das Schicksal der in Indien verbliebenen Musl ime nach
der Teilung Britisch-Indiens 1947. Zum erweiterten religios -politischen Selbstverstind-
nis Pakistans gehort auch das aktive Engagement gegeniiber Afghanistan, Iran, den
zentralasiatischen Lindern und Chinas Muslimprovinz Xinjiang. Wie unter der Mu s-
harraf-Administration deutlich wurde, beansprucht die Militirfithrung ein statuar i-
sches Mitspracherecht in der Politik, um ihre Privilegien zu sichern. Dieser Umstand
bildet auch eines der Haupthindernisse fiir eine flexiblere Haltung Pakistans bei der
Losung des Kaschmir-Konfliktes. Sollte dieser wegfallen, gibe es keinen verniinftigen
Grund mebhr, die iiberproportionalen Militirausgaben fiir Personal und Riistung au {-

11



recht zu halten, die einer dringend notwendigen Erhohung der Sozial - und Entwick-
lungsausgaben enge Grenzen setzen.

Die Rechtskultur hat durch die wiederholten Perioden der Militirdiktatur stark geli t-
ten. Verbdnde der Anwilte kritisieren massiv den schleichenden Verlust der Unabhéingigkeit
der Richter und ihre nachlassende Kompetenz. Die hochsten Richter mussten einen neuen
Diensteid auf das Musharraf-Regime schworen. Das rechtsmanipulative Vorgehen des Re-
gimes wurde in der schrittweisen Wiedereinfiihrung der Verfassung deutlich. Artikel, die ei-
nem Parteienwechsel im Wege standen, blieben solange suspendiert, bis eine Regierungs-
mehrheit im Parlament gesichert war. Einzelne Bestimmungen des Wahlgesetzes wurden
noch nach dem Wahltag novelliert. MaBBinahmen zur Terroristenverfolgung werden iiber Aus-
nahmegesetze und Sondergerichte abgewickelt, die wegen der Abweichung von der {iblichen
Rechtssprechung und ihres oft willkiirlichen Charakters in Offentlichkeit wenig Zuspruch
finden.

Der stark ideologische Charakter des pakistanischen Staatswesens als Muslimstaat Siid-
asiens fiihrt zu realitdtsfernen Prdmissen pakistanischer Politik, besonders in Bezug auf In-
dien, aber auch zu innenpolitischen Fragen. So setzt sich auf nationaler Ebene hiufig auto-
ritar gepragtes und ideologisches Wunschdenken durch, wihrend auf ortlicher Ebene
das Streben der Eliten nach Vorteilsnahme dominiert. Der éffentliche Sektor ist stark
vernachléssigt worden. In vielen Bereichen gelang es nur durch die Intervention der Mili-
tars, einen Kollaps zu verhindern, so im gesamten Energiesektor, darunter auch bei der Erdol-
und Erdgasforderung. Der Bevolkerung in den iiberfiillten stddtischen Siedlungsrdumen ste-
hen nur schlecht funktionierende 6ffentliche Dienstleistungen zur Verfiigung, sei es im Perso-
nennahverkehr oder in den Bereichen Wohnen, Kinder, Schule, und Gesundheit.

Zugleich sind trotz der Vernachlédssigung des Gemeinwesens deutlich die Wirkungen wirt-
schaftlichen Wachstums und sozialer Entwicklung zu erkennen. Sie sind in vielen Féllen das
Ergebnis privater Initiative, traditioneller Strukturen oder des Schwarzmarktes. Die Verbrei-
tung von Computern und ihre Nutzung stehen nicht entscheidend hinter Lindern wie Indien
zuriick. Ebenso gehoren Satellitenfernsehen und Videoshops zum Alltag. Neben den staatli-
chen Einrichtungen wird auch iiber das schnell wachsende private Bildungssystem eine be-
achtliche Zahl qualifizierter Fachkrifte herangebildet. Es gibt langjdhrige Kooperationen mit
auslidndischen Unternehmen, die sich erfolgreich auf den pakistanischen Markt und seine Be-
dingungen eingestellt haben. Wenn auch nicht in der Breite wie Indien, hat Pakistan doch in
einzelnen Gebieten immer wieder gezeigt, dass es auch zu technischen Hochstleistungen im-
stande ist, so durch die Nuklearexplosionen oder bei der Raketentechnologie, wenn offenbar
auch nicht ohne fremde Hilfe (China, Nordkorea).

Riickstindige Sozialstrukturen

Die meisten Menschen leben in Pakistan auf dem Lande. Sie sind abhéngig von bewésserter
Landwirtschaft und ihren Nachfolgegewerken. Doch ein unvermindert hohes Bevolkerungs-
wachstum und ein zunehmende Abwanderung in die stiddtischen Siedlungsrdume erzeugen
dort einen hohen sozialen Druck. Dadurch wachsen die Armutsindikatoren und das Pro-Kopf-
Einkommen ist leicht riicklaufig. Wenig qualifizierte Arbeit iiberwiegt, die auch das Ergeb-
nis schleppender Alphabetisierung und eines geringen Bildungsstandes ist. Vor allem Mad-
chen und Frauen sind dadurch benachteiligt. Die moderne Arbeiterschaft ist aufgrund des
relativ bescheidenen Industrialisierungsgrades von geringer Zahl. Sie ist kaum gewer k-
schaftlich organisiert. Tarifabkommen stiitzen sich, wo vorhanden, auf betriebliche
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Vereinbarungen. Ausnahmen bilden historisch gut organisierte Industriezweige wie die
staatlichen Eisenbahnen oder das Zeitungs- und Druckgewerbe. Streiks werden hiufig
mit politischer Motivation verkniipft oder um lokale Ziele von Elitenvertreten durchz u-
setzen. Eine unriithmliche Rolle spielen dabei Milizen im Dienste von Parteien, Priva t-
personen, Religionsgruppen oder Klans, die durch Gewaltandrohung Arbeitsniederl e-
gungen und GeschiftsschlieBungen erzwingen.

Tabelle 4 Daten zur Wirtschafts- und Sozialentwicklung Pakistans

1997 2001

BNP pro Kopf (US-$) 500 420
BIP-Wachstum (zu Festpreisen — %) 1 2,7
Anteil am BIP (%) der

Landwirtschaft 26,7 25

Industrie 23,5 22,9

Dienstleistungen 49 8 52,1
Zahlungsbilanz (% BIP) -7,8 -4,7
Ausldndische Direktinvestitionen (Mill. US -$, 716,3 383
laufende Preise)
Lebenserwartung 61,7 63,4
Analphabetenrate (% — 15 Jahre und lter) 59,1 56

bei weiblicher Bevolkerung 74,6 71,2
Arbeitslosigkeit (%) * 6,12 7,82 (2003)
Bevélkerung unter Armutsgrenze (%) 28,2 (1999) 32,1
Kindersterblichkeit (auf Tausend) 88 84
Telefonanschliisse (auf Tausend) 20,7 28,9
Personal Computer (auf Tausend) 3,7 4,1
Internet-Benutzer (Tausend) 37,8 500

Quelle: Pakistan Development Data (2003), auf Grundlage der World Bank's World Development Indicators
(http://devdata.worldbank.org/data-query/) unter

http://devdata.worldbank.org/external/CPProfile.asp? CCODE=PAK&PTYPE=CP; a: [Pakistan] Economic Sur-
vey 2002-2003, a.a.0.; b: Household Integrated Economic Survey (HIES), nach: Nadeem Malik: Not By
Juggling Alone, in Newsline, Karatschi, Juni 2003, auf

http://www.newsline.com.pk/NewsJune2003/economy | june.htm.

Daher werden auch heute noch in hohem Umfang Sozialinteressen iiber die traditionellen
Netzwerke mit Hilfe von Familien-, Klan- oder Stammesbeziechungen verfolgt. Gleichzeitig
bildet sich in Pakistans Stédten, vor allem in Verbindung mit Universititen und Colleges, eine
neue modernere Elite heraus, die versucht, sich, z. T. auch iiber das Internet, regional und
global zu orientieren. In groBerer Zahl entstehen zivilgesellschaftliche Vereinigungen. Die
Nichtregierungsorganisationen (NROs) sind in ihrer Zielsetzung und Wirksamkeit duf3erst
bunt gemischt. Sie reichen von kleinen liberalen Elitezirkeln mit geringer Ausstrahlung {iber
Bildungs- und Wohlfahrtsvereine bis hin zu landesweit titigen Organisationen, wobei oft
auch religiose Motive eine Rolle spielen. Die Islamisten greifen bevorzugt die sdkularen
NROs in der Offentlichkeit wegen ihrer hiiufigen Auslandsverbindungen als ,,trojanische
Pferde* des Westens an.

Pakistans Auflenpolitik

General Musharraf versucht gegenwirtig mithsam, das Land aus der auBBenpolitischen Isolati-
on herauszufiihren, in die es besonders seit Ende der achtziger Jahre geraten war. Nach dem
Ende des Kalten Krieges und dem Abzug der sowjetischen Truppen aus Afghanistan wandten
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sich die USA von Pakistan ab. Sie versuchten, Pakistans nukleare Ambitionen mit Sanktionen
zu stoppen. Die militdrische und Sicherheitszusammenarbeit kam zum Erliegen. Pakistan ver-
folgte verstarkt eigene regionale Ziele. Das betraf auch sein aktives Engagement in Afghanis-
tan, zuletzt als entscheidender Verbiindeter der Taliban. Diese radikal-sunnitische Studenten-
miliz ging daran, das Land in einen autoritdren Religionsstaat zu verwandeln. Pakistans stra-
tegisches Interesse lag jedoch eher in einer Befriedung Afghanistans, um sich den Zugang zu
Zentralasien zu sichern. Davon erhofften sich Pakistans Eliten die ,,strategische Tiefe* flir den
Konfliktfall mit Indien. Aus der Sicht pakistanischer Militdrplaner war die geostrategische
Ausdehnung Indiens der entscheidende Vorteil, der fiir die Niederlage Pakistans in den bishe-
rigen drei gemeinsamen Kriegen verantwortlich war. Der Verlust eines Landesteiles, als 1971
aus Ostpakistan mit — wie Pakistan meint - Hilfe Indiens Bangladesch entstand, ist ein Trau-
ma geblieben. Pakistan verweist auf AuBerungen fiihrender indischer Politiker, vor allem aus
dem hindunationalistischen Lager, die bis heute die Existenz Pakistans nicht anerkennen und
die Teilung des Subkontinents 1947 riickgéingig machen wollen. Umgekehrt glauben viele
indische Politiker, dass vor allem Pakistans Islamisten auf eine Wiedererrichtung einer islami-
schen Herrschaft iiber ganz Siidasien spekulieren, wie zu Zeiten der glanzvollen islamischen
Moghulreiche im Spétmittelalter.

Tabelle 5 Ausgewiihlte Daten zum strategischen Krifteverhiltnis Pakistan -Indien

Pakistan Indien

Landflache (km?) 803 940 3 287 590
Bevolkerung (Mio. geschitzt) 149 (2003) 1 0458 (2002)
Bevolkerungswachstum (% geschétzt) 2,1 (2003) 1,51 (2002)
BIP-Zuwachs (2003 %) 5,1 4.4
Alphabetisierungsrate (2001 %) 49 % 65,38 %
Kindersterblichkeit (2002 — auf Tausend) | 78,52 23,79
Erdélproduktion (barrels pro Tag — b/d)° |53 600 658 200
Erdolreserven (Mrd. bbl) * 4.8 0,208
Erdgasreserven (Bill. Kubikful — ¢cbh) * 21,6 22.8
Kernkraftwerke 2 14
Militdrausgaben (2001 — Mrd. US-$) 2,55 12,08
Anteil der Militdrausgaben am BIP (2001 - | 4,6 2,5
%)
Streitkrafte unter Waffen 620 000 1 263 000
Kernsprengkopfe (geschitzt) © 25-50 100-150
Kernwaffenfihige Trigermittel (ca.)

Raketen kurzer, mittlerer, langer 200, 20, in Entwicklung 150, 25, in Entwicklung

Reichweite

Flugzeuge kurzer, mittlerer, langer |k. A., 90, 171 88, 250, 10

Reichweite

Quellen: Zusammengestellt nach [Pakistan] Economic Survey 2002-2003, a.a.O.; Government of India, Eco-
nomic Survey 2002-2003, auf http://www.indiabudget.nic.in/es2002-03/esmain.htm; US Central Intelligence
Agency: The World Fact book 2002. Washington, DC: online auf
http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/index.html; a: Oil and Gas Journal, online auf
http://orc.pennnet.com; b: Uranium Information Centre, India and Pakistan: Nuclear Issues Briefing Paper 45,
Melbourne, October 2002, auf http:/www.uic.com.au/nip45.htm; ¢: Duncan Lennox: Comparing India and Paki-
stan’s strategic nuclear weapon capabilities, in: Jane’s Strategic Weapon Systems, 30.5.2002, auf
http://www.janes.com/security/international_security/news/jsws/jsws020530_1 n.shtml; d: India: Nuclear
Forces, 2002, in: Proliferation News and Resources, Carnegie Endowment for International Peace(Washing-
ton): online, auf: http://www.ceip.org/files/nonprolif/numbers/india.asp; Pakistan: Nuclear Forces, 2002, ibid.,
auf: http://www.ceip.org/files/nonprolif/numbers/pakistan.asp.
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Der Kaschmir-Konflikt

Dieser Gegensatz findet sich konzentriert im Kaschmirkonflikt wieder. Dabei geht es um die
Zugehorigkeit des ehemaligen Fiirstentums Dschammu und Kaschmir, eine der letzten unge-
16sten Fragen der Teilung des Subkontinents. Uber eine muslimische Bevdlkerungsmehrheit
herrschte ein Hindu-Fiirst, der sich unter dem Druck von Stammesattacken aus Richtung des
neu gegriindeten Pakistan 1948 kurzer Hand Indien anschloss. In dem nachfolgenden Krieg
besetzten beide Lander das Fiirstentum. Eine Waffenstillstandslinie, die 1972 in eine Kon-
trolllinie umgewandelt wurde, trennt die von Indien verwalteten zwei Drittel von dem einen
Drittel unter pakistanischer Verwaltung. Die gegenwirtigen Auseinandersetzungen drehen
sich hauptséchlich um den indisch kontrollierten Teil und das so genannte Kaschmir-Tal.
1990 brach dort ein Aufstand separatistisch orientierter Kréfte aus, die fiir die Unabhéngigkeit
oder einen Anschluss an Pakistan pladierten. Sie reagierten damit auf Wahlmanipulationen
und beschrinkte Rechte fiir das indische Kaschmir. Nach Ansicht von Beobachtern wurde
dieser Konflikt seit 1994 jedoch zunehmend durch ausldndische Freischirler dominiert, die
aus Richtung Pakistan, Afghanistan und Nahost kamen und eine islamistische Agenda ver-
folgten. Bis heute glaubt man, dass ohne die logistische Unterstiitzung der Aufstdndischen
durch Armee und Geheimdienst Pakistans ihre anhaltende Operationsfahigkeit nicht gesichert
werden konnte, besonders angesichts von knapp 700 000 dort stationierten indischen Sicher-
heitskréiften. Auch bei dem jiingsten Versuch, mit Indien einen Ausgleich zu finden, bemiiht
sich Prasident Musharraf, Fortschritte von einer Losung der Kaschmirfrage abhingig zu ma-
chen. Er glaubt, dass das Interesse der USA an einer Entschédrfung des Konfliktes ihm in die
Hénde spielt.

Die verstarkte Aufmerksamkeit der USA fiir Siidasien geht wiederum nicht nur auf Pakistans
Bedeutung in der Antiterror-Koalition zuriick. Sie ist in erster Linie ein Ergebnis der Nuklea-
risierung Indiens und Pakistans im Mai 1998, als beide Lander erstmals Sprengsitze ziinde-
ten. Wihrend Indien ausdriicklich auf einen Ersteinsatz von Kernwaffen verzic htete, hat
Pakistan dies unter Hinweis auf seine konventionelle Unterlegenheit nicht getan. Sich e-
rungs- und Vorwarnsysteme sind aus Sicht des Westens ungeniigend entwickelt, wi h-
rend Pakistan und Indien dies unisono als westliche Diskriminierung zuriic kweisen.
Westliche Sanktionen, die nach den Nuklearexplosionen fiir beide Linder erlassen wu r-
den, sind inzwischen weitgehend aufgehoben. In den Augen der USA ist der Kaschmi r-
konflikt ein potentieller Anlass fiir den Einsatz von Kernwaffen. Pakistan glaubt, dass
die Nuklearoption die von ihm immer wieder angestrebte strategische Par itit mit Indien
gebracht hat. Diese soll angeblich einen akuten Konfliktausbruch verhindern. Tatséc h-
lich scheint das Gegenteil der Fall zu sein. Beide Lander haben in dem Versuch, die Gren-
zen der Belastbarkeit der Nuklearoption auszutesten, in den letzten Jahren mehrfach militari-
sche Aktionen und Aufmirsche unternommen, die sie an den Rand eines Krieges brachten, so
bei der pakistanischen Intervention 1999 im indisch kontrollierten Kargil und bei dem Auf-
marsch von iiber einer Million Truppen an der gemeinsamen Grenze im Jahr 2002.

Auf Initiative des indischen Ministerprisidenten Vajpayee ist jetzt ein weiterer Anlauf unter-
nommen worden, um iiber ein Gipfeltreffen offene Fragen in den Beziehungen zu regeln. Ge-
genwirtig bereiten Expertengruppen Vorschldge sowohl fiir den Kaschmirkonflikt als auch
fiir die Sachgebiete vor. Besonders die USA dréangen dabei auf konkrete Fortschritte bei der
Verringerung der Nuklearkriegsgefahr und bei der Entspannung der Lage an der gemeinsa-
men Kontrolllinie in Kaschmir. Sie verlangen von Pakistan, verstirkt gegen die Freischérler
vorzugehen. Gleichzeitig soll die Kommunikation zwischen den indisch und pakistanisch
kontrollierten Teilen Kaschmirs fiir die Zivilbevolkerung erleichtert werden. Die politische
Initiative soll zunehmend an kaschmirische Politiker {ibergehen. Zudem soll Indien die Frei-
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schirler in Gesprache einbeziehen. Dazu wurde ein Fahrplan (roadmap) fir den Kaschmir-
konflikt ins Gespréich gebracht, dhnlich dem im Nahen Osten. Eine aktive Vermittlerrolle der
USA st68t jedoch bei Indien unvermindert auf Vorbehalte. Pakistan behauptet, alles getan zu
haben, was moglich ist, um das Eindringen von freiwilligen Kémpfern iiber die griine Grenze
ins indisch kontrollierte Kaschmir zu unterbinden. Radikalere Maflnahmen Pakistans gegen
die islamistische Intervention konnten die Administration auch direkten Angriffen von dieser
Seite aussetzen. Musharraf dringt besonders auf indische Gegenleistungen, vor allem die Ver-
ringerung der massiven indischen Sicherheitsprisenz, sowie die Aufnahme direkter Verhand-
lungen unter Einbeziehung der Freischérler.

Wie verlisslich sind die USA?

Das Verhiltnis Pakistans zu den USA ist gespalten. Das kam auch bei dem jiingsten Be-
such von Musharraf in den USA im Juni 2003 zum Ausdruck. Die versprochene Unterstii t-
zung wird zwar gerne angenommen. Aber die Versuche der USA, sich in Pakistan und
Umgebung dauerhafte Stiitzpunkte und politische M itspracherechte zu sichern, stoflen
auf Misstrauen. Zudem wird angesichts historischer Prizedenzfille die Dauerhaftigkeit
und Verlisslichkeit des amerikanischen Engagements a ngezweifelt. Auch genief3t der
pro-amerikanische Kurs der Musharraf-Administration nur geringe Legitimitiit unter
der Bevolkerung und bei der politischen Klasse. Musharraf nutzt die Zusammenarbeit
mit den USA, um seine personliche Macht zu stabilisieren und dem Druck Indiens en t-
gegenzuwirken. Daflir ist er bereit, weitgehende politische Zugestindnisse zu machen. So hat
er zur Diskussion gestellt, ob Pakistan sich mit eigenen Truppen im Irak beteiligen soll und ob
es im Zuge der Nahost-Verhandlungen auch Israel anerkennen miisste. Beides sind sensible
Themen und im Lande heftig umstritten. Anti-Amerikanismus ist in Pakistan zu einer
Massenerscheinung geworden. Gleichzeitig schitzen viele Elitevertreter die Vorziige der
USA und des Westens in Bildung, Technologie und Wirtschaft und schicken ihre Kinder
zur Ausbildung dorthin.

Pakistans Mitarbeit in der internationalen Antiterror-Koalition ist fiir den Westen j e-
doch unverzichtbar. Davon hingt in hohem Mafle der Erfolg des Wiederaufbaus in A f-
ghanistan ab, der bisher ungesichert ist. Man muss davon ausgehen, dass sich Reststruktu-
ren der Taliban und von Al-Qa'ida in afghanisch-pakistanisches Grenzgebiet oder in die gro-
Ben Stadte Pakistans zuriickgezogen haben, wo sie immer noch weitgehende Operationsmog-
lichkeiten haben, obwohl die pakistanischen Sicherheitskrifte zunehmend enger mit dem
Westen in dieser Frage kooperieren. Solange Pakistans Regierung jedoch in begrenztem
Umfang bestimmte Grundanliegen der Islamisten teilt, so in Bezug auf Kaschmir, und
Teile des Sicherheitsapparates mit ihnen verquickt sind, bleibt die Bekimpfung milita n-
ter islamistischer Strukturen schwierig.

Trotz der groBen Bedeutung Pakistans sind die USA bereit, verstirkt auf Indien Riicksicht zu
nehmen, in dem sie langfristig das bedeutendere Land in der Region sehen. Das wird in dem
unverminderten amerikanischen Druck der USA auf Pakistan zu Kaschmir sichtbar, aber auch
in der Weigerung, Pakistan bestimmte Offensivwaffen zu liefern, so die gewlinschten kern-
waffenfahigen Kampfflugzeuge vom Typ F-16.

Neuorientierung in der Region
Zu den Problemen tragt auch bei, dass Pakistan gegeniiber Afghanistan eigene Ziele verfolgt,

die mit der Rolle der Pakhtunen zu tun haben. Diese Stimme leben zur Hilfte in beiden Lén-
dern. In Afghanistan bilden sie die grofite ethnische Gruppe. Sie waren der starkste Riickhalt
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der Taliban. Dass gegenwirtig die Pakhtunen in Afghanistan weitgehend von der Machtaus-
iibung ausgeschlossen sind, ist fiir Pakistan ein Problem. Negative Auswirkungen auf Pakis-
tan ergeben sich immer wieder durch Fliichtlings- und Riickzugsbewegungen von Pakhtunen
auf pakistanisches Gebiet. In letzter Zeit nehmen auch Reibungen an der nicht durchgingig
demarkierten gemeinsamen Grenze zu. Sie beruht auf der Durand-Linie von 1892 und wurde
vor allem von Pakhtunen in Afghanistan immer wieder in Frage gestellt. Dabei ist unklar, ob
Pakistan neben der offiziellen Kooperation mit Afghanistan gleichzeitig Bemiihungen tole-
riert, die Karzai-Administration zu destabilisieren.

Schwierig ist auch Pakistans Verhéltnis zum (schiitischen) Iran. Dazu trug die sunnitische
Islamisierungspolitik von Zia-ul-Haq bei, durch die sich die schiitische Minderheit in Pakistan
benachteiligt fiihlte. Thr gehdren etwa 20 % der Muslime an. Iran konkurrierte zusétzlich mit
Saudi-Arabien um Einfluss in Pakistan und Afghanistan. Es bildeten sich Koalitionen von
Kriften, die gegeneinander kiimpften. Auf der einen Seite standen Iran, radikale schiitische
Gruppen in Pakistan und die Nordallianz in Afghanistan. Auf der anderen Seite befanden sich
Saudi-Arabien, radikale sunnitische Gruppen, die in Pakistan und Kaschmir kimpften, und
die sunnitischen Taliban in Afghanistan. Das pakistanische Establishment stand eher den
Sunniten nahe, wihrend in der groten Oppositionspartei, der PPP, die Schiiten stark vertre-
ten waren. Musharraf versucht, diese Polarisierung wieder einzuddmmen, die fiir Pakistan nur
Probleme schuf. Auflerdem fiihrte sie zu einer weiteren Anndherung zwischen Iran und In-
dien. Diese schldgt sich wiederum auch in engen Beziehungen Indiens zur afghanischen Re-
gierung der Nordallianz nieder, so dass sich Pakistan iiberall ,,fremden* Interessen gegeniiber
sieht. Pakistan bemiiht sich daher verstiarkt um einen Ausgleich mit Iran vor allem in prakti-
schen Fragen. Da Iran sich unter starkem Druck der USA befindet, wihrend Pakistan eng mit
den USA im Anti-Terrorkampf kooperiert, sind die Aussichten fiir eine Anndherung jedoch
gering.

Auch Pakistans Versuche, im postsowjetischen Zentralasien Ful3 zu fassen, gehen auf den
Wettlauf mit Indien zuriick. Dabei hat Pakistans Elite anfangs die islamische Orientierung
dieser Lander deutlich iiberschitzt. Trotz vieler freundlicher Gesten kann Pakistan diesen
Lindern nur wenig bieten, was sie nicht woanders besser bekommen kénnen, darunter auch
aus Indien, dessen Handelsumfang mit den zentralasiatischen Staaten etwa doppelt so hoch ist
wie der Pakistans. Es besteht jedoch Interesse, die Kooperation auf dem Energiesektor auszu-
bauen. Turkmenistan will sein Erdgas liber Afghanistan und Pakistan oder Iran nach Indien
verkaufen, die Finanzierung dieser Pipeline, die schon wiahrend der Amtszeit der Taliban im
Gesprach war, ist jedoch unsicher. Die kommerzielle Tragfahigkeit des Projektes hingt aber
von der Beteiligung Indiens ab, auf dessen schnell wachsenden Markt man hofft. Indien z6-
gert jedoch, sich angesichts der ungewissen Lage in einer solchen Frage von Pakistan abhén-
gig zu machen. Pakistan ist besonders am Ausbau der Infrastruktur in Richtung Zentralasien
interessiert, um sich diese Handelswege zu erschlielen. Es wiirde sich gerne in groBerem Um-
fang am Aufbau eines Schienensystems in Afghanistan und an der Reparatur der kriegsbe-
schiadigten Strallen beteiligen, soweit dafiir internationale Kreditmittel bereitstehen.

Mit China pflegt Pakistan eine lange, von allen pakistanischen Politikern hochgeschétzte so
genannte ,,All-Wetter-Freundschaft“. Beide halten an diesen Beziehungen, die auch wichti-
ge militdrische Komponenten beinhalten, fest, um sich Bewegungsspielraum gegeniiber In-
dien und den USA zu verschaffen. Seit dem Ende des Kalten Krieges ist China jedoch in ver-
schiedenen Fragen deutlich auf Distanz gegangen. Unter dem Druck der USA musste es seine
Kooperation im Nuklear- und Raketenbereich einschrinken oder aufgeben. Zu Kaschmir ver-
folgt China zunehmend eine Position der Aquidistanz gegeniiber beiden Konfliktparteien.
Dazu trégt nicht zuletzt auch die jiingste Anndherung zwischen Indien und China bei, die ver-
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schiedene offene Fragen wie den Status von Tibet und Sikkim geregelt hat. Auch verfolgt
China misstrauisch die von pakistanischem Boden ausgehenden islamistischen Aktivititen in
seiner Grenzregion Xinjiang.

Deutschland als europiischer Partner

Pakistan nimmt verstirkt die Europédische Gemeinschaft als aulen- und entwicklungspoliti-
schen Akteur wahr. Seit Beginn der Zusammenarbeit 1976 hat die EU in Pakistan fiir 300
Mill. € Projekte und Programme, hauptsichlich zur Armutsbekimpfung, aufgelegt.’ Seit 2000
hat sich die EU vermehrt Fragen der Demokratisierung und der Menschenrechte zugewandt.
Die EU bemiiht sich auch um eine Zusammenarbeit mit Pakistan zu Problemen der illegalen
Einwanderung und des Menschenhandels. Verschiedene EU-Programme kamen den afghani-
schen Fliichtlingen zugute. Nach dem September 2001 wurde die Zusammenarbeit mit Pakis-
tan deutlich aufgewertet. So wurde nach den nuklearwaffenbedingten Sanktionen der politi-
sche Dialog wieder aufgenommen. Ein Kooperationsabkommen der 3. Generation wurde mit
Pakistan abgeschlossen. Die EU-Kommission hat Pakistan fiir 2002-2004 einen verbesserten
Marktzugang bei Textilien durch eine 15 Prozent hohere Quote zugestanden. An den Parla-
mentswahlen 2002 war die EU mit Wahlbeobachtern beteiligt. Diese gaben einen kritischen
Bericht ab, der beim offiziellen Pakistan fiir Irritationen sorgte.

Uber die EU hinaus bringt Pakistans Fithrung Deutschland traditionell hohe Wertschitzung
entgegen. Pakistan ist ein Schwerpunktland deutscher Entwicklungshilfe. ® Die deutschen
Bewilligungen belaufen sich seit 1961 auf rund 2,6 Mrd. € und wurden nach dem September
2001 noch erhdht. 2001 beliefen sie sich auf 25 Mill. €. Das waren 18 Mill. € mehr als vorge-
sehen. 2002 wurde unter Einschluss von Reprogrammierungen iiber Mittel im U mfang
von 140 Mill. € verfiigt. Im Umfang von rund 50 Mio. Euro wurden die Hermes -
Biirgschaften wieder aufgenommen. Im pakistanischen Maflstab sind auch die deutschen
Privatinvestitionen nicht zu vernachlédssigen. Ein Umschuldungsabkommen iiber rund 1,3
Mrd. € wurde im November 2002 unterzeichnet. Damit hat sich Deutschland an den Bemii-
hungen internationaler Kreditgeber beteiligt, einen Teil der Schulden fiir Entwicklungszwecke
einzusetzen.

Im wissenschaftlichen Bereich der Bildung férdern der DAAD und die Alexander-von-
Humboldt-Stiftung Stipendienprogramme fiir Nachwuchswissenschaftler. In den politischen
Beziehungen wird ein regelmiBiger Dialog gepflegt. In der pakistanischen Offentlichkeit fand
Deutschlands ablehnende Haltung der USA-Intervention im Irak ungeteilte Zustimmung. Be-
sonders das deutsche Engagement in Afghanistan ist aufmerksam registriert worden, sowohl
hinsichtlich der Bonner Konferenz, als auch bei der internationalen Friedenstruppe ISAF. So
iberrascht es nicht, dass im Vorfeld des jiingsten Deutschland-Besuchs von Préisident Mus-
harraf der Vorschlag diskutiert wurde, ob Deutschland nach dem Vorbild der Afghanistan-
Konferenz auch eine dhnliche Rolle fiir Verhandlungen zwischen Pakistan und Indien spielen
konnte. Deutschland geht jedoch bisher darauf nicht ein, vor allem, solange Indien sich dazu
nicht duflert, zumal Indien in der Regel internationale Vermittlung strikt ablehnt.

> European Union, Pakistan Country Strategy Paper (2002-2006), auf

http://www.europa.eu.int/comm/external_relations/pakistan/csp/02_06_en.pdf.

Vgl. Landerinformation des Auswirtigen Amtes zu Pakistan unter http://www.auswaertiges-

amt.de/www/de/laenderinfos/laender/laender_ausgabe html?type id=14&land id=129, sowie Klaus-

Werner Jonas (MdB, SPD): Pakistan im Licht deutscher und européischer Auflenpolitik, auf der Veranstal-
tung des Deutsch-Pakistanischen Forums am 10. Juni 2003 im Reichstag in Berlin ,,Pakistan nach dem
Krieg im Irak: innenpolitische Implikationen - auBenpolitische Optionen®.
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Deutschland ist bemiiht, den Konsolidierungs- und Demokratisierungsprozess zu unterstiitzen.
Bereits im Marz hatten alle Fraktionen im Bundestag einen gemeinsamen Antrag mit dem
Titel ,,Fiir die demokratische Erneuerung Pakistans® verabschiedet. Als Geste an Musharraf
hat Deutschland nach dem Besuch im Juni 2003 das bisherige Exportembargo fiir Waffen
aufgehoben. Pakistan ist in erster Linie an Ersatzteilen fiir Radaranlagen u. &. interessiert.
Deutschland glaubt jedoch wie andere westliche Staaten auch, Pakistan konnte mehr tun, um
die islamische Militanz im eigenen Land zu bekdmpfen, eine Stabilisierung der Lage in Af-
ghanistan zu beférdern und eine Infiltration von Kdmpfern nach Kaschmir zu unterbinden.
Nach den Anschlégen auf die ISAF-Truppen in Kabul, denen zuletzt am 7. Juni 2003 vier
deutsche Soldaten zum Opfer fielen, hatte der afghanische Priasident Karzai vermutet, die An-
greifer seien aus ihrem Riickzugsgebiet in Pakistan gekommen und dorthin wieder ent-
schwunden.

Deutschland verfolgt aufmerksam die Aktivititen des religidsen Parteienbiindnisses MMA,
besonders auch in der Nordwestgrenzprovinz. Das gilt vor allem méglichen Auswirkungen
auf einzelne Entwicklungsprojekte, u.a. bei der Einbeziehung von Frauen, da in der NWGP
der regionale Schwerpunkt der deutschen Entwicklungshilfe liegt. Sorgfiltig beobachten die
deutsche und andere europdische Regierungen auch die Aktivitdten des pakistanischen Ge-
heimdienstes in Europa, die sich u.a. auf die Beschaffung von Riistungstechnologie im nukle-
aren, biologischen und chemischen Bereich richten sollen. Bemiihungen, Pakistan in eine in-
ternationale Nichtweiterverbreitungspolitik von Kernwaffen einzubinden, scheiterten bisher
weitgehend.

Aus pakistanischer Sicht werden die Moglichkeiten Deutschlands, in der Region Ei n-
fluss zu nehmen, als begrenzt gesehen. Einen hoheren Stellenwert genieflen traditionell
in Westeuropa etwa die Beziehungen zu Frankreich oder Grof3britannien, die Musha r-
raf ebenfalls im Juni-Juli 2003 besuchte. Besonders Frankreich gilt als potentieller Li e-
ferant von modernen Waffen, um die sich Pakistan bisher vergeblich bemiiht, z. B. das
kernwaffenfiahige Kampfflugzeug Mirage 2005s, das auch Indien erwerben will. Dariiber hin-
aus war Musharraf an intensiven Konsultationen mit den drei westeuropdischen Méchten inte-
ressiert, da es wegen der gegenwértigen pakistanischen Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat
zahlreiche Beriihrungspunkte gibt. Gleichzeitig bemiihte sich Pakistan, die Westeuropa-Reise
nicht als Versuch darzustellen, diese Lander gegen die USA auszuspielen.

Fiir Pakistans Politiker steht viel auf dem Spiel. In den USA wollen die Forderungen konser-
vativer Kreise nicht verstummen, Pakistan wegen der fortgesetzten islamistischen Militanz
und der vorhandenen Massenvernichtungswaffen auf die Liste der ,,Schurken-Staaten* zu
setzen. Daher betont Musharraf auch, er séhe in der jetzigen Lage keinen Anlass, als Président
seine Militdruniform auszuziehen und den Posten des Armeechefs abzugeben. Von der Reise
in die USA und nach Westeuropa hat er zwar eine wachsende Anerkennung seiner Politik
abgeleitet. Er sieht daher seine Stellung sowohl im Lande als auch international gestérkt.
Doch haben seine Gespréachspartner Musharraf deutlich gemacht, dass die Losung vieler
Probleme erst am Anfang steht.

19



	Pakistan unter der Musharraf-Administration
	Wirtschaftsreformen und Ergebnisse
	Politische Reformen oder Manipulationen?
	Innenpolitische Labilität und enge Eliteninteressen
	Rückständige Sozialstrukturen
	Pakistans Außenpolitik
	Der Kaschmir-Konflikt
	Wie verlässlich sind die USA?
	Neuorientierung in der Region
	Deutschland als europäischer Partner

